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Zusammenfassung

Der Beitrag nimmt die von exzessiver Ge-
waltanwendung begleiteten so genannten
„Gezi-Park-Proteste“ sowie die wiederkeh-
renden Berichte über systematische Men-
schenrechtsverletzungen der türkischen
Polizei (Polis) auf und untersucht auf einer
breiteren empirischen Basis die Umsetzung
des „Monopols legitimer physischer Gewalt-
samkeit“. Dabei steht die Beziehung der Polis
zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit für die
bisherigen Regierungszeiten der AKP (2002-
2013) im Fokus. Die Analyse umfangreicher
Sekundärdaten deckt eine „Gewaltroutine“
auf, die das Handeln der Institution gegenü-
ber kriminellen und regimekritischen Bürgern
prägte. Dieses Muster manifestierte sich zu
einer kohärenten „Kultur der Gewalt“. Die
komplexen Ursachen sind nicht nur mit kultu-
rellen, ideologischen und zivilgesellschaft-
lichen Bedingungen verbunden. Zunehmend
dominierten Autokratisierungstendenzen
sowie innerpolizeiliche Probleme, insbeson-
dere im Demonstrationsgeschehen. Der Bei-
trag resümiert, dass die Polizei aufgrund
eines hohen Maßes an Repression über eine
problematische Beziehung zu Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit verfügt. 

1. Einleitung

Von Ende Mai 2013 bis Ende Juli 2013 er-
schütterten in der Türkei landesweite Demon-
strationen von über drei Millionen Menschen
die Autorität der islamisch-konservativen Re-
gierung von Ministerpräsident Recep Tayyip
Erdoğan (Adalet ve Kalkınma Partisi, AKP,
Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung).
Scheinbar aus dem Nichts lehnten sich Teile
der mehrheitlich jungen säkularen Stadtge-
sellschaft gegen eine fortschreitend empfun-
dene Islamisierung des Landes auf, indem sie

zentrale Bereiche des öffentlichen Raums ein-
nahmen.1 Nicht gezählte Hundertschaften der
Bereitschaftspolizei und „Spezialeinheiten für
die Abwendung von Gefahren anlässlich von
Versammlungen (çevik kuvvet)“ gingen auch
gegen friedliche Demonstranten vor, woraus
eine über 112 Tage andauernde Ausein-
andersetzungswelle (Motto: „Überall Taksim,
überall Widerstand“) entstand. Diese mün-
dete letztlich in bürgerkriegsähnliche Zu-
stände, die weltweit zu besorgten Reaktionen
hinsichtlich der Qualität der türkischen Demo-
kratie und insbesondere des rechtsstaats-
konformen Verhaltens der Polizei führten. Die
Bilanz dieser so genannten Gezi-Park-Ereig-
nisse2 war selbst für türkische Gewohnheiten
erschreckend: 4.329 Demonstranten und 697
Polizisten verletzt; fünf Tote, darunter ein Uni-
formierter; sechs Vollzugsbeamte sollen sich
das Leben genommen haben.3 Insgesamt er-
folgten 5.513 Verhaftungen in 80 Provinzen.4

Eine breite Phalanx von insbesondere inter-
nationalen Kritikern5 war sich schnell einig:
Die exzessiven Übergriffe gingen fast aus-
schließlich von der uniformierten Ordnungs-
macht aus. Für den Regierungschef und
große Teile der konservativen Gesellschaft
wurden die Verstöße gegen das Versamm-
lungs- und Antiterrorgesetz hingegen von den
„Çapulcular“-„Marodeuren“ provoziert und be-
gangen. 

„Unsere Polizei, so der Ministerpräsi-
dent, habe eine sehr schwierige De-
mokratieprüfung mit Erfolg bestanden;
die Polizeibeamten haben sich als Hel-
den verewigt.“6

Aufgrund der Gezi-Park-Ereignisse und der
groß angelegten Anti-Regierungs-Proteste
Ende Dezember 2013 (Motto: „Überall Beste-
chung, überall Korruption!“)7 richteten sich die
Scheinwerfer (erneut) auf ein fragwürdiges
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1 Reizthemen sind bis heute: Verhängung eines Ausschankverbotes für Alkohol von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr („Trinkt
euren Alkohol zu Hause“, Zit.: Recep Tayyip Erdoğan) sowie das Verbot für jegliche Alkoholwerbung, die islamisch
ausgerichtete Schulreform (4+4+4) zugunsten der Imam-Hatip-Schulen, Verbot der Abtreibung und konkrete Vorstel-
lungen von einer Familienplanung (mindestens drei Kinder) und nicht zuletzt die Forderung nach Auflösung von ge-
mischten Studentenwohngemeinschaften (November 2013). Vgl. FNS 21/2013, S. 2. 

2 Im Rahmen des Umbaus des zentralen Taksim-Platzes in Istanbul sollten in dem in der Nähe gelegenen Gezi-Park Ab-
holzungen zugunsten einer im osmanischen Stil gehaltenen Einkaufsmall vorgenommen werden. Zur Chronologie der
Ereignisse: FES, 2013. 

3 DTN vom 09.06.2013.
4 Die Sicherheitsbehörden haben im November 2013 einen Abschlussbericht vorgelegt und veröffentlicht. Vgl. DTN vom

25.11.2013. 
5 Dazu gehörten: Staatsführer, nationale und internationale Nichtregierungsorganisationen, europäische Institutionen, ins-

besondere der Europarat, das Europäische Parlament sowie die EU-Kommission. Die Hochkommissarin für Men-
schenrechte verlangte die Einstellung der exzessiven Polizeigewalt. Vgl. FNS 12/2013, S. 1. 

6 Zit. in: DTN, Türkei-Proteste: vom 24.06.2013. 
7 DTN vom 27.12.2013. 
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Handlungsmuster der Polis: die problemati-
sche Umsetzung des „Monopols legitimer
physischer Gewaltsamkeit“8, nicht nur bezo-
gen auf öffentliche Versammlungen, sondern
auch verbunden mit den Begriffen „Folter und
Misshandlungen“, „extralegale Hinrichtun-
gen“, „nicht registrierte Festnahmen“ sowie
„Verschwindenlassen von Personen“. Auf-
grund dessen stellt sich die Frage, ob durch
die Missachtung von legitimierten Normen wie
auch die Art und Weise des Vollzugs eine pro-
blematische Beziehung der Polis zu Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit vorliegt.
Deshalb lohnt es sich, eine breitere Betrach-
tung der auch empirisch spannenden „Institu-
tion Polizei“ vorzunehmen. Leider sind im
deutschsprachigen Schrifttum bis heute keine
substanziellen Arbeiten über die Institution re-
cherchierbar, so dass es sich noch immer um
eine „Terra incognita“ handelt. Gerade hier
setzt dieser Beitrag mit dem Bestreben an,
eine Forschungslücke zu schließen. 

Weil die Transformation des politischen Sys-
tems der Türkei noch nicht als abgeschlossen
gilt, wird die Republik überwiegend als eine
„defekte Demokratie“9 klassifiziert. Auf dem
Weg zu einer konsolidierten Herrschaftsform
gilt auch die Wechselbeziehung zwischen der
realen Funktionsausübung der Polizei und der
Qualität von Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit als ein Fixpunkt. Konkret gesagt kann an-
hand des polizeilichen Grundverständnisses,
der inneren Strukturen sowie des realen Auf-
gabenvollzuges „abgelesen werden, wie in-
tensiv und nachhaltig Demokratisierungs-
prozesse verlaufen“ bzw. sogar wie stabil ein
demokratisches System letztlich ist.10 Diese
Indikatoren sind nicht ohne die Tatsache zu
denken, dass die Türkei seit 2005 als offiziel-
ler EU-Beitrittskandidat fungiert und gerade
die AKP-Regierungen11 den Beitritt mit unter-
schiedlicher Verve vorantreiben. Vorausset-
zung für den Beitritt ist allerdings die Erfüllung
der Kopenhagener Kriterien. Diese verlangen
auf politischer Ebene u. a. eine Verwirklichung

der demokratischen und rechtsstaatlichen
Ordnung sowie die Wahrung der Menschen-
rechte. Die Einhaltung der Kriterien wird von
der EU-Kommission überwacht, die ihre Er-
gebnisse in den jährlichen „Fortschrittsbe-
richten“ veröffentlicht.12

Im Nachfolgenden wird das Grundverständ-
nis von Staat und Nationaler Sicherheit im
Kontext der Staatsideologie dargestellt, weil
sich daraus bindende Handlungsstrategien
für die Polizei ergeben (Kap. 2), es schließen
sich Ausführungen zu einigen relevanten Nor-
men an, die als Grundlage für die Aufgaben-
bewältigung dienen (Kap. 3). Weiterhin
werden bestimmte Formen systematischer
Menschenrechtsverletzungen und Gewaltex-
zesse bei Demonstrationen analysiert, die be-
reits seit Jahren heftig kritisiert werden (Kap.
4). Ein Resümee führt die zentralen Erkennt-
nisse zusammen und schließt diesen Beitrag
ab (Kap. 5). Allein dem Anspruch einer mög-
lichst prägnanten Kurzanalyse folgend, wird
in Kap. 4 ausschließlich auf die Regierungs-
zeit der AKP (2002-2013) fokussiert. 

2. Staatsverständnis und Nationale Si-

cherheit 

In der politischen Praxis der Türkei hat sich
bereits seit Gründung der Republik ein Ver-
ständnis entwickelt, welches bis heute gilt: 

„Es gibt nichts im Leben der Gesell-
schaft, das nicht mit Nationaler Sicher-
heit zu tun hat.“13

Daraus folgt, dass nicht nur Gefahren von
außen, sondern insbesondere auch Gefahren
und Bedrohungen innerhalb des Landes ab-
zuwehren bzw. zu beseitigen sind. Im Zen-
trum dieser Ausrichtung stehen für alle, die
sich in staatlichen Schlüsselfunktionen (Poli-
zei/Justiz) befinden, die Bewahrung und Ge-
währleistung der unteilbaren Einheit von
Staatsgebiet und Staatsvolk sowie der Staats-

8 Weber, 1976, zit. in: Schmidt, 2010, S. 312. 
9 Defekte Demokratie ist eine Herrschaftsform, die, gemessen am Ideal der liberal-rechtsstaatlichen Demokratie, schwere

Strukturmängel aufweist. Dazu gehört: Der Rechtsstaat wird nicht respektiert oder nicht durchgesetzt. Vgl. Schmidt, ebd.
S. 160. Die NGO „Freedom House“ hat in ihrem Report 2012 die Türkei u. a. für die Einschränkung bei den „individuellen
Freiheiten“ schlecht bewertet. Die Republik wird als Land mit offenen autoritären Tendenzen bezeichnet. Vgl. FNS
2/13, S. 16. 

10 Vgl. Salzborn, 2013, S. 181-195.
11 Die Regierungszeiten der AKP (jeweils mit absoluter Mehrheit): 2002-2007, 2007-2011. Für 2015 sind die nächsten Par-

lamentsneuwahlen geplant. 
12 Die Berichte der Europäischen Kommission sind seit 1998 abrufbar unter: http://www.ec.europa.eu/enlargement/

press_corner/key-documents/reports_nov_2008_de.htm (14.09.2013). 
13 Demiray, 2001, S. 167. 
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ideologie des Kemalismus zu garantieren.14

Obwohl die AKP die Macht- und Entschei-
dungsstrukturen seit 2002 zu ihren Gunsten
grundlegend geändert hat und die Einfluss-
sphären der bürokratisch-militärischen Eliten
deutlich beschnitt, änderte das nichts an der
Tatsache, dass das politische System weiter-
hin nicht auf Kompromisse ausgerichtet ist.
Das autoritäre Staatsverständnis der Kema-
listen scheint seine Nachfolge in einem neuen
„islamischen Kemalismus“15 gefunden zu
haben. Die von der ursprünglichen Reform-
partei der Peripherie endgültig zu einer
staatstragenden Partei im Machtzentrum von
Ankara avancierte Partei ist zu einer Ein-
Mann-Partei mutiert, die unreflektiert ihrem
Vorsitzenden Recep Tayyip Erdoğan folgt.16

Sein Autoritarismus prägt auch das Handeln
der Polizei als „Arm der Exekutive“. Zusätz-
lich nimmt der Einfluss der religiösen Gülen-
Bewegung (Hizmet) auf die Führungsebenen
stetig zu, so dass ein schwieriges Span-
nungsfeld entsteht. Die Umsetzung des Ge-
waltmonopols folgt der Strategie, wonach der
Staat die einzig entscheidende Institution ist,
auf die die Bürger blicken sollen, die sie för-
dert, ermahnt, erzieht und bestraft. „Vater
Staat“ („devlet baba“) ist von seinem Selbst-
verständnis allwissend, der einzelne Mensch
hingegen „ein schwaches Geschöpf, das eine
[polizeiliche, d. Verf.] Autorität benötigt, damit
es nicht auf den falschen Weg gerät“17. In die-
sem Kontext ist der Begriff Nationale Sicher-
heit (ulusal güvenlik) eingebettet, wie er in der
noch aktuellen Verfassung18 (Türkiye Cumhu-
riyeti Anayası, TCA) allein zwölf Mal als allge-
meine Grundrechtsschranke bezeichnet wird.
Gemäß Art. 117 TCA ist formell der Minister-
rat und nicht, wie in der Praxis erlebbar, der

Ministerpräsident für die Gewährleistung der
Nationalen Sicherheit gegenüber der Großen
Türkischen Nationalversammlung (Türkiye
Büyük Millet Meclisi, TBMM) verantwortlich. 

Noch bis zum Beginn der ersten AKP-Regie-
rung wurde das Konzept der Nationalen Si-
cherheit kaum öffentlich diskutiert, weil in der
Republik eine „Kultur der Geheimhaltung“
herrschte, wie der Interims-Ministerpräsident
Abdullah Gül im Jahr 2002 vor dem Parla-
ment freimütig bekannte.19 Der ehemalige Mi-
nisterpräsident Mesut Yilmaz sah bereits ein
Jahr zuvor „den Schlüssel für eine [demokra-
tische und rechtsstaatliche] Veränderung des
Landes im Begriff der nationalen Sicherheit
verborgen“.20 Damit wurde die Bedeutung die-
ses Politikfeldes für den Transformationspro-
zess des Landes herausgehoben und
gleichzeitig den demokratischen Triebkräften
in der zivilen Polizei der Auftrag erteilt, die In-
stitution an EU-europäische Standards her-
anzuführen.

Ein Blick auf das Gerüst der staatlichen Si-
cherheitsarchitektur des Landes lässt erken-
nen, dass neben der Polizei u. a. die
paramilitärische Gendarmerie, die Küstenwa-
che sowie die Geheimdienste eine einfluss-
reiche Rolle spielen.21 Diese bilden
zusammen „ein System von staatlichen Insti-
tutionen und Einrichtungen, (…) welche legi-
timiert sind, das öffentliche Gewaltmonopol im
Rahmen kodifizierter Regeln exekutiv unter
Anwendung auch von unmittelbarem Zwang
auszuüben“.22 Vom Selbstverständnis her be-
greift sich die Polis als Hauptvertreter der Na-
tionalen Sicherheit mit der Lizenz zum Eingriff
in Menschen- und Bürgerrechte. 

14 Mustafa Kemal (ab 1934 Atatürk) fasste sein Programm zur Modernisierung der Türkei in sechs Prinzipien zusammen,
die als Fundamente des Kemalismus auch in die Verfassung 1982 aufgenommen wurden: Nationalismus, Populismus,
Republikanismus, Laizismus, Etatismus und Revolutionismus. Letztlich bezieht der Staat bis heute seine Legitimation
aus den kemalistischen Prinzipien, wenn auch islamisch-konservative Werte zusehends die Regierungspolitik prägen.
Vgl. BAMF, 2009, S. 26. 

15 Vgl. Çopur, 2012, S. 301. 
16 Vgl. ebd.
17 Diese Aussage wurde in einer veröffentlichten Umfrage vom März 2006 von 36,8% der Befragten absolut und 32,9%

teilweise unterstützt. Vgl. KAS, Türkei/06/06. 
18 Seit 2011 wird eine völlige Neufassung der Konstitution von der AKP betrieben. Ein aus den vier Parlamentsparteien

(AKP, CHP, MHP, BDP) bestehender Verfassungsausschuss stellte allerdings nach zweijähriger Arbeit im November
2013 seine Beratungen wegen unüberbrückbarer Differenzen ein. 

19 Von Steinsdorff, 2005, S. 207.
20 Zit. in: ebd. S. 209. 
21 In der Aufzählung fehlt das Militär (TSK), weil seine Wirkmacht spätestens seit dem Jahr 2007 (Beginn der justiziellen

Ergenekon-Ermittlungen wegen Putschvorbereitungen gegen die Regierung) faktisch und juristisch beschnitten wurde.
Neben der Verhaftung von über 300 Militärs, dem Rücktritt aller Generäle im Jahr 2011 sowie den jüngsten Verände-
rungen der Armeespitze durch den Obersten Militärrat (August 2013) wurde Art. 85 der Dienstordnung der Streitkräfte
insofern geändert, als die TSK seit Juli 2013 nur noch für die Abwehr von Bedrohungen und Gefahren aus dem Aus-
land zuständig sind. Vgl. DTN vom 04.07.13. 

22 Lange, 2006, S. 123f.
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3. Normen als Grundlage für die Aufga-

benwahrnehmung 

Das Normengerüst, welches die Aufgaben
und Befugnisse der Polis regelt, ergibt sich
beispielhaft aus: 

(a) dem Gesetz über die Aufgaben und Be-
fugnisse der Polizei (Polis Vazife ve Selâhiyet
Kanunu, PVSK); (b) der Strafprozessordnung
(Ceza Muhakemeleri Usulü Kanunu, CMUK);
(c) dem Strafgesetzbuch (Türk Ceza Kanunu,
TCK); (d) der Verordnung über Festnahme,
Polizeihaft und Vernehmung (Yakalama,
Gözaltına Alma ve, YGA ve IAY); (e) dem Ge-
setz über Versammlungen und Demonstra-
tionszüge (Toplantı hukuk)23 und letztlich (f)
dem Gesetz zur Bekämpfung des Terrors (Te-
rörle Mücadele Kanunu, TMK). Der „Europäi-
sche Kodex für Polizeiethik“ (European Code
of Police Ethics)24 enthält Grundsätze, die
eine Selbstverpflichtung für alle Staaten des
Europarats und damit auch für die Türkei25

enthalten. Dabei ist „die Gewaltanwendung
der Polizei als das wichtigste Thema von
Ethik zu betrachten“.26

Mit Blick auf die Ausführungen in Kap. 4 sind
zwei Verfassungsartikel, und zwar zur Folter
und Versammlungsfreiheit, sowie eine EU-
Leitlinie bedeutsam: 

a) „Niemand darf gefoltert und miss-
handelt werden; niemand darf einer mit
der Menschenwürde unvereinbaren
Bestrafung oder Behandlung ausge-
setzt werden“ (Art. 17 TCA).27

Damit hat sich die Türkei verpflichtet, alle
Maßnahmen zu ergreifen, um Personen vor
Folter sowie unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Strafe mit allen Mit-
teln zu schützen. Die Straftatbestände zur
Folter, die nur durch Staatsbeamte begangen
werden können, nehmen im TCK (Art. 94ff.
i. d. F. vom 01.06.2005) einen breiten Rah-

men ein. Nunmehr kommt es nicht mehr auf
ein besonderes Motiv für die Handlung an;
weiterhin sind Vergehen an Kindern und hilf-
losen Personen oder sexuelle Belästigung
gravierende Strafverschärfungsgründe. Allge-
mein stehen jegliche Misshandlungen durch
Staatsbeamte unter schweren Strafen, d. h.,
drei bis zwölf Jahre Gefängnis sind der Straf-
rahmen allein für die Tat ohne besondere er-
schwerende Merkmale. Stirbt das Opfer
infolge von Folter, droht eine verschärfte le-
benslange Gefängnisstrafe.28 Eingefügt
wurde eine weitere strafbare Handlung: die
„Qual“ (eziyet) in Art. 96 TCK, auch häufig als
„Misshandlung“ bezeichnet. Die Türkei ist
einer Vielzahl von Abkommen der Vereinten
Nationen (VN) zur Abwehr von Folter und un-
menschlicher Behandlung beigetreten.29

Ebenso ist das Land Mitglied der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention von 1950
und unterwirft sich der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte (EGMR) sowie der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten (EMRK) seit 1954.

Die Versammlungsfreiheit erfährt durch die
Konstitution eine wichtige Garantie. Allerdings
unterliegt diese Gewährung bedenklichen Be-
schränkungen, u. a. zur Gewährleistung der
Nationalen Sicherheit, öffentlichen Ordnung
oder zum Schutze der allgemeinen Moral. 

b) „Jedermann hat das Recht, ohne
vorherige Erlaubnis unbewaffnete und
friedliche Versammlungen und Demon-
strationen durchzuführen“ (Auszug aus
Art. 34 TCA).30

Darüber hinaus hat der Rat der EU einen Leit-
faden entwickelt, der auch für den Beitritts-
kandidaten Türkei und seine Polizei
richtungsweisend ist. 

c) „Die Maßnahmen der Polizei werden
darauf ausgerichtet, den Schutz fried-

23 Die Genehmigung von Versammlungen obliegt dem Gouverneur. Mit Wirkung vom 30. Juli 2003 wurde das Gesetz (Nr.
2911) liberalisiert, indem eine Demonstration nicht mehr allein bei Bedrohung der öffentlichen Ordnung, sondern nun-
mehr „bei Vorliegen einer direkten und unmittelbaren Gefahr der Verübung einer Straftat“ verboten werden kann. 

24 Vgl. Europarat, Rec (2001) 10. 
25 Vgl. Amnesty International (AI), 2004. 
26 Behr, 2006, S. 23. 
27 Ebenso: Verbot der Folter gem. Art. 3 EMRK: „Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Be-

handlung oder Strafe unterworfen werden.“ Von Christian Rumpf übersetzte Fassung der Konstitution: http://www.tu-
erkei-recht.de/downloads/verfassung.pdf (Stand 01.01.2012).

28 Vgl. Tellenbach, 4/2005, S. 76-93.
29 Beispielhaft: VN-Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung

oder Strafe von 1984, VN-Übereinkommen über die Rechte des Kindes von 1989. Fakultativprotokoll zum UN-Über-
einkommen gegen Folter (September 2011). Vgl. AI, Report 2012. 

30 Verfassung der Republik Türkei (Stand 01.01.2012). Ebenso einschlägig: Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit
gemäß Art. 11 EMRK. 
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31 Auszug: Empfehlung des Rates vom 6. Dezember 2007 einen Leitfaden für die Polizei- und Sicherheitsbehörden zur
Zusammenarbeit bei Großveranstaltungen mit internationaler Dimension betreffend.

32 Folter wird dann als systematisch bezeichnet, wenn sie weit verbreitet ist, über einen längeren Zeitraum und in ver-
schiedenen Teilen des Landes angewendet wird, sich primär gegen politische Gegner richtet und entweder von staat-
lichen Polizei- und Sicherheitskräften selbst autorisiert bzw. durchgeführt oder aber von staatlicher Seite nicht effektiv
bekämpft wird. Vgl. HRW 2004, zit. in: Duncker, 2009, S. 216.

33 Beide Formen von Menschenrechtsverletzungen treten auch während der AKP-Regierungszeit signifikant auf (seit
1990 sind mehr als 1.900 Personen unfreiwillig verschwunden), können jedoch aus Platzgründen hier nicht aufge-
nommen werden. Vgl. DTN vom 31.01.12. 

34 Allerdings leugnet das offizielle Geschichtsverständnis, dass Folter durch die Polizei (gegründet 1845) angewendet
wurde. Da es keine juristischen Belege gebe, seien die bekannten Fälle lediglich Ausnahmeerscheinungen. Im Os-
manischen Strafgesetzbuch von 1858 (Art. 103) war Folter bereits verboten. Vgl. Veysel, 2000, S. 74f. 

35 Als beispielhaft dienen die Stärkung von Verteidigerrechten, Erhöhung des Strafmaßes für Folterer, direkte Anklagen
ohne Einverständnis von Vorgesetzten von beschuldigten Foltertätern, Erlasse an Staatsanwaltschaften, jegliche Men-
schenrechtsverletzungen mit besonderem Nachdruck zu verfolgen, und verkürzte Verweildauer im Polizeigewahrsam
ohne Richterentscheid. Ab 2014 sollen Kontrollkommissionen eingerichtet werden, die konkreten Vorwürfen über Miss-
handlung, Folter und Übergriffe im Polizeigewahrsam nachgehen. Neben Inspekteuren von Polizei und Gendarmerie
sollen auch Juristen den Kommissionen angehören. BfV vom 19. November 2013.

36 Dazu gehören: Folter, Misshandlung, erniedrigende bzw. schlechte Behandlung oder Strafe und extralegale Hinrich-
tungen. Hinsichtlich der Täter erfolgt häufig eine Berufung auf „Sicherheitskräfte“, wozu neben der Polizei und Gen-
darmerie u. a. die staatlichen Dorfschützer gezählt werden. Nicht selten verschwimmen deshalb die Grenzen zwischen
diversen Handlungen und Tätern. 

37 der „Beirat für Menschenrechte“, der dem Amt des Ministerpräsidenten unterstellt ist, das „Präsidium für Menschen-
rechte“ mit den „Menschenrechtsräten“ und ein Parlamentsausschuss für Menschenrechte. 

38 Als beispielhaft dienen Amnesty International, türkische Menschenrechts-NGOs wie der Menschenrechtsverein (İnsan
Hakları Derneği, İHD), die Türkische Menschenrechtsstiftung (Türkiye İnsan Hakları Vakfı, THİV) und Mazlumder (İnsan
Hakları ve Mazlumlar İçin Dayanışma Derneği). Vertiefend: Duncker, ebd. S. 109ff.

licher Demonstrationen zu gewährleis-
ten. Die Polizei sollte nach ihrem Er-
messen gegebenenfalls sehr diskret
auftreten und ein hohes Maß an Tole-
ranz gegenüber friedlichen Versamm-
lungen und Demonstrationen walten
lassen.“31

In dem Text wird im Weiteren auch ausdrück-
lich auf präventive Maßnahmen seitens der
Staatsmacht hingewiesen, um Gewalttaten
und anderen kriminellen Handlungen vorzu-
beugen.

4. Kultur der Gewalt

Zu den dunkelsten Kapiteln der Republik und
der türkischen Polizei gehören systemati-
sche32 Menschenrechtsverletzungen wie Fol-
ter, Misshandlungen, extralegale (auch
standrechtliche oder willkürliche) Hinrichtun-
gen sowie exzessive Gewalt anlässlich von
Demonstrationen. Nicht zuletzt waren unre-
gistrierte Festnahmen und das Verschwin-
denlassen von Personen („Verschollen unter
Anwendung von Gewalt“) virulent.33 Opfer von
Menschenrechtsverletzungen wurden sowohl
Kriminelle, Menschen mit abweichender se-
xueller Identität, Andersdenkende wie auch
politisch motivierte Bürger, vorrangig aus dem
linken (Künstler, Schauspieler, Intellektuelle,
Aktivisten) bzw. linksextremistischen Spek-
trum, u. a. der Kurdischen Arbeiterpartei (Par-
tiya Karkerên Kurdistan, PKK) und der
Revolutionären Volksbefreiungs-Front (Dev-
rimci Halk Kurtuluş Partisi-Cephesi, DHKP-C). 

Polizeiliche Willkür ist mit einer gewissen Tra-
dition behaftet und findet ihren Ursprung be-
reits im Osmanischen Reich („Folter als
Erblast“).34 Ministerpräsident Recep Tayyip
Erdoğan hat mit Beginn seiner Amtszeit (ab
2003) eine vom EU-Reformdrive getragene
„Null-Toleranz-Politik“ gegen Folter und Miss-
handlungen zur Erreichung eines menschen-
rechtlichen Wandels angestoßen und dazu
zahlreiche Maßnahmen eingeleitet.35 Der Po-
lizeiorganisation wie auch anderen Institutio-
nen (u. a. der Justiz) wurde dieses politische
Programm über die Medien bekannt gege-
ben, ohne dabei Rücksicht auf tradierte innere
Strukturen zu nehmen. 

Doch wie stellte sich die Situation jenseits die-
ser Schwerpunktsetzung und seiner internen
Kommunikation in der Realität (Hellfeld) dar?
Dazu waren zunächst Informationen, d. h.
Daten, aus Dokumenten zu erfassen und aus-
zuwerten. Allerdings stieß dieses Vorhaben
auf einige Hemmnisse hinsichtlich der Zuver-
lässigkeit, Zugänglichkeit und Verständlichkeit
erreichbarer Quellen, weil (a) unterschiedliche
Methoden der Datenerhebung und Darstel-
lung existierten; (b) die Definition zentraler
Begriffe unscharf blieb;36 (c) die ideologische
Ausrichtung und Motivation staatlicher Men-
schenrechtsorganisationen37 und zivilgesell-
schaftlicher Quellen38 unterschiedlich waren
sowie (d) verwirrende Zahlenspiele in un-
übersehbaren Stellungnahmen und Berichten
vorhanden waren. Letztlich wurde im Sinne
fundierter Ergebnisse auf die Sekundärdaten
von zwei NGOs zurückgegriffen: dem Men-
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schenrechtsverein (İHD), der mit ca. 80.000
Mitgliedern größten und bekanntesten türki-
schen NGO, der Türkischen Menschen-
rechtsstiftung (THİV), die im April 2008 mit der
Veröffentlichung eines „Folter-Atlas“ (Işkence
Atlası)39 für Furore gesorgt hatte, sowie der
Schweizerischen Flüchtlingshilfe (SFH),40 die
sich schwerpunktmäßig ebenfalls auf statisti-
sches Material von İHD stützt. 

Nachfolgend werden die benannten Formen
der Menschenrechtsverletzungen in zwei Ab-
bildungen zu einem Lagebild zusammenge-
fügt und kursorisch analysiert. Wichtig
erscheint dem Autor der Hinweis, dass es an-
gesichts der Komplexität des hier untersuch-
ten Bereiches sehr gewagt erscheint, die
Dynamik, bezogen auf einzelne Jahre, auf
zwei oder mehrere Ursachen zu fokussieren.
Vielmehr spielten Pfadabhängigkeiten und
weitere Aspekte, die dem Regierungshandeln
von Erdoğan zugrunde lagen, eine eigene
Rolle. Auf diese kann in dem Beitrag aller-
dings nicht explizit eingegangen werden, des-
halb erfolgt die Fragestellung nach den
Ursachen im Konjunktiv. 

Abb. 1 Folter und Misshandlungen, extrale-
gale Hinrichtungen41

Quelle: eigene Darstellung

a) Die Anzahl der Beschwerden bei İHD
unterlag im Verlauf von zehn Jahren z. T.
erheblichen Schwankungen. Die ge-
nauen Ursachen sind von verschiede-
nen Dynamiken (u. er Regierung,
Polizei, Justiz, der kurdischen Parteien,
NGOs, Medien) abhängig gewesen. Zu-
nächst stiegen die Angaben über Vor-
fälle nach der Regierungsübernahme
der AKP an und fielen bis einschließlich
2007 deutlich (ca. -90%) ab. Mögliche
Ursachen für den Anstieg: (aa) In den
Jahren 2003/2004 wurden die zumeist
kurdischstämmigen Opfer bzw. deren
Angehörige von der EU-Euphorie getra-
gen und stellten ihre Angst vor behörd-
lichen Repressalien45 vorläufig zurück;
(ab) die PKK rief zum 01. Juni 2004
einen „Waffenstillstand“ aus, den sie fak-
tisch erst Ende 2004 aufhob. Insgesamt
entspannte sich das politische Klima.
Der neu entfaltete Schwung verlor je-
doch von 2005 bis 2007 an Dynamik,
und die Beschwerdebereitschaft ließ
sukzessive nach. Mögliche Ursachen:
(ac) Seit 2005 wurde die polizeiliche/ge-
heimdienstliche Überwachung von den
NGOs verstärkt, so dass unterdrücktes
Misstrauen wieder aufkam; (ad) eine un-
genügende Bereitschaft der Staatsan-
waltschaft zur Anklage von Folter46

bestärkte den Verdacht über die Aus-
sichtslosigkeit persönlicher Initiativen.
Ab 2008 nahmen die Beschwerden wie-
der deutlich zu (mit einer deutlichen
„Delle“ in 2010), wobei das Jahr 2011
einen Gipfelpunkt bildete. Hierbei lassen
sich einige mögliche Ursachen ausma-
chen: (ae) Eine zunehmende Bedeutung
des Menschenrechtsthemas im öffent-
lichen Diskurs verbunden mit einer
Trotzreaktion auf die Strafverfahren
gegen İHD- und THİV-Vorstände führte
zu einer gestiegenen Beschwerdebereit-
schaft; (af) körperliche Züchtigungen,

Jahr

Folter und Misshandlungen

extralegale

Hinrichtungen 

Beschwer-

den

konkrete

Fälle Getötete

2003 1.202 770(42) - 44

2004 1.040 843 4(43) 47

2005 825 825 5 89

2006 708 641(44) - 130

2007 678 521 4 66

2008 1.546 712 - 65

2009 1.835 663 6 108

2010 1.349 418 6 100

2011 3.270 827 5 117

2012 2.544 726 10 130

Gesamt 14.997 6.946 40 896

39 Vertiefend: Perels vom 29.05.2008.
40 Vertiefend: Oberdiek, 2007. 
41 Fehlende Daten sind mit einem Minus gekennzeichnet.
42 Nach Zahlen der Polizeidirektion wurden im Jahr 2003 218 Verfahren wegen Misshandlung und 21 wegen Folter (zu-

sammen 239) eröffnet. Von den Verfahren wegen Misshandlung endeten 15 in Freispruch, 112 Verfahren wurden ein-
gestellt, und in drei Verfahren wurden Strafen erlassen. Von den 21 Verfahren wegen Folter endete eines mit Freispruch,
und 17 wurden eingestellt. Derzeit dauern 88 Verfahren noch an. Vgl. DTF 05/2005. 

43 Nach IHD Istanbul sind vier Personen durch Schüsse von Polizeibeamten ums Leben gekommen. Vgl. DTF 02/2005.
44 Der Justizminister gab folgende Zahlen über Folter- und Misshandlung für 2006 und 2007 bekannt: 4.719 Bürger be-

schwerten sich über Folter und Misshandlung. In 3.866 Fällen erfolgten Ermittlungen, nur 614 Verfahren führten zu
Strafverfahren. Vgl. DTF vom 26.08.2008. 

45 Eine typische Reaktion der Polizei auf Folteranzeigen bzw. Beschwerden ist bis heute die Erstattung einer Gegenan-
zeige wegen Widerstand gegen die Staatsgewalt (Art. 254 TCK). Immerhin mussten sich 2008 insgesamt 18.859 Per-
sonen entsprechend verantworten, im Jahr 2009 lag die Zahl bereits bei 22.195. In wie vielen Fällen ein Zusammenhang
zu Folter und Misshandlung bestand, ist empirisch nicht zu verifizieren. Allerdings sind Einschüchterungsversuche von
Polizeibeamten in Form von Drohungen aus den Kurdengebieten belegt. Vgl. DTF, Meldungen im Juni 2011. 

46 Laut Statistik des Justizministeriums endeten nur 10% der Verfahren wegen Folter und Misshandlung mit einer Verur-
teilung. Das Verhältnis bei anderen Verfahren aber liegt bei knapp 50%. Das Problem seien nicht die Strafbestim-
mungen, die als ausreichend bezeichnet werden könnten, sondern der mangelnde Willen, zu einer Verurteilung zu
kommen. Ein wesentliches Manko sei, dass die Beweise nicht schnell und effektiv zusammengetragen würden. Vgl.
DTF 05/2005. 
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und. (ag) eine verstärkte Kommunikation
über soziale Medien trug zur Aktivierung
bei; (ah) ein gestärktes zivilgesellschaft-
liches Auflehnen gegenüber dem Poli-
zei- und Justizapparat zeigte Wirkung;
(ai) ein politischer Lösungsweg für das
Kurdenproblem konkretisierte sich
(„İmralı-Gespräche“) und bestärkte ein
neu erwachtes Vertrauen in die Wirk-
macht des Rechtsstaates. 

b) Die Anzahl der konkreten Fälle von Fol-
ter und Misshandlungen ist nicht von
gravierenden Schwankungen geprägt,
wenn auch Anstiege und Abnahmen in
einem Korridor zwischen ca. +40%
(2007 auf 2008) und ca. -38% (von 2009
auf 2010) stattfanden. Die Werte blieben
allerdings in einem dreistelligen Bereich
(418-843). Die nachfolgenden Ursachen
basieren auf den bereits dargestellten
Dynamiken und Triebkräften, wobei hier
der Faktor „Gesetzgebung“ (Straf- und
Strafprozessrecht, Antiterror) besonders
berücksichtigt werden muss. Im Gegen-
satz zu den Beschwerden waren die
beim İHD und THİV angezeigten Fälle
zumeist mit Namen von Opfern, konkre-
ten Handlungen und Tätergruppen ver-
bunden. Ausgangspunkt für Folter waren
in ca. 80% der Fälle politisch motivierte
Gründe (u.a. Verhinderung des kurdi-
schen Separatismus). Der Anstieg der
Fälle von 2003 auf 2004 findet eine mög-
liche Ursache im Kontext der Tradition
von polizeilichen Vernehmungen („Er-
mittlung der Wahrheit um jeden Preis“),
die in einem obrigkeitsrechtlichen Sinne
durchgeführt wurden.47 Die Justiz unter-
stützte diese Art des Umgangs, indem
unter Folter erzwungene Geständnisse
verwendet wurden. Geändert haben sich

ab 2004 die Folterorte: Befragte gaben
an, zu 56% auf der Straße oder einem
offenen Feld gefoltert worden zu sein.
20% sagten, dass Folter im Polizeipräsi-
dium geschah, während 12% als Ort
eine Polizeiwache nannten.48 Damit
kann auch eine Verbindung zu den
extralegalen Hinrichtungen hergestellt
werden, die gleichfalls überwiegend in
der Öffentlichkeit vollzogen wurden. Sig-
nifikant ist der Rückgang der Werte von
2005 auf 2006. Als eine mögliche Ursa-
che kann (ba) die Umwandlung der Fol-
termethoden von physischen in
psychische genannt werden.49 Dies
führte insgesamt dazu, dass die große
Mehrzahl der Fälle wegen mangelnder
Beweiskraft „unter den Tisch fiel“. Von
daher ist erklärbar, warum die konkreten
Fälle insgesamt „nur“ in einem dreistelli-
gen Korridor verblieben. Dem Anstieg
von 2007 zu 2008 könnten folgende Ur-
sachen zugrunde liegen: (bb) Eine hohe
Unzufriedenheit der Polizei mit den be-
grenzten Kompetenzen in der Terrorbe-
kämpfung führte zu verstärkten
Eigenmächtigkeiten;50 (bc) die Zunahme
von Festnahmen wegen des Verstoßes
gegen die Meinungsfreiheit erhöhte die
Folterfälle;51 (bd) die Legitimation von
Folter seitens der Zivilgesellschaft52. Für
2009 und 2010 war ein Rückgang der
Werte zu verzeichnen. Mögliche Ursa-
chen: (be) die Umstellung der Folterme-
thoden; (bf) der beständige Reformdruck
seitens    der EU; (bg) die Wirkung ver-
stärkter       Menschenrechtsfortbil-
dung53. Signifikant sind hingegen die
exorbitante Steigerung von 2010 zu
2011 (ca. +95%)   sowie die eher geringe
Abnahme für 2012 (ca. -14%). Mögliche

47 Um Folterfällen vorzubeugen, wurde im Mai 2004 Art. 38 TCA wie folgt ergänzt: „Die Verwendung von rechtswidrig er-
langten Beweisen ist unzulässig.“ Ebenfalls wurde die rechtswidrige Beweisgewinnung in der geänderten Strafpro-
zessordnung (Art. 148, verabschiedet: 2004) untersagt. Vgl. Oberdiek, 2006, S. 13ff. 

48 Vgl. DTF 26/2005. 
49 Physische Folter: u. a. schwere Schläge, Nacktausziehen, Abspritzen mit einem starken, eiskalten Wasserstrahl,

Elektroschocks, sexueller Missbrauch, Ausdrücken von Zigaretten auf Körpern. Psychische oder „weiße Folter“ hinter-
lässt keine sichtbaren Spuren: u. a. Nahrungs- und/oder Schlafentzug, Bedrohungen, Verletzungen des Schamge-
fühls, Scheinhinrichtungen. Die Übergänge zwischen beiden Methoden sind häufig fließend. Vgl. DTF,  Meldungen im
November 2011. 

50 Ismail Caliskan, der Sprecher der obersten Polizeidirektion, sagte, dass die Kompetenzen der Polizei in Bezug auf die
Bekämpfung des Terrorismus unzureichend seien, und unterstützte die Forderung des Istanbuler Polizeichefs nach
einer Verlängerung der Polizeihaft auf 15 Tage. Vgl. DTF 12/2006. Die Kritik an der Gesetzeslage wurde vor allem von
den „Antiterroreinheiten“ geäußert. Die geforderten Änderungen im PVSK (u. a. Ausweitung der Befugnisse für den
Schusswaffengebrauch und Durchsuchungen) wurden mit Wirkung vom 2. Juni 2007 beschlossen.

51 Gemeint sind die „Meinungsdelikte“ aus dem Strafgesetzbuch und Antiterrorgesetz, die die freie Meinungsfreiheit in
einer rigiden Weise begrenzen. Regelmäßig üben EU-Kommission und NGOs Kritik an der Verfahrensweise mit die-
sen Rechtsverstößen. Die Anzahl der Festnahmen und Verurteilungen ist von 2005 bis 2010 von 16.240 Fällen auf
63.117 gestiegen. Vgl. DTF, Meldungen im Mai 2012. 

52 „Gegenüber Terroristen ist ein gewisses Maß an Folter zulässig.“ Zustimmung erteilten im Jahr 2006 24% der Befrag-
ten, zwei Jahre später waren es bereits 51%. Vgl. Ügeöz, 2003. 

53 Von 2002 bis 2005 erhöhte sich der Anteil von Beamten, die an Schulungen teilnahmen. Vgl. Europarat, 2007.
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Ursachen: (bh) Trotz der „İmralı-Gesprä-
che“ gestaltete sich die Situation im Süd-
osten weiterhin schwierig, u. a. durch
den Hungerstreik von PKK-Führer Ab-
dullah Öcalan und die deutliche Zu-
nahme von Festnahmen politischer
Aktivisten; (bi) nationalistische Tenden-
zen in der Polizei und Gesellschaft be-
stärkten Folterer; (bj) die Relativierung
von Menschenrechtsverletzungen sei-
tens der Politik unterstützte Menschen-
rechtsverletzungen;54 (bk) deutliche
Frustration über die Strukturen und Zu-
stände in der Polizei entlud sich gegen-
über Festgenommenen. Für die Jahre
2011 und 2012 war insgesamt eine Ver-
schlechterung der „Folter- und Miss-
handlungslage“ zu verzeichnen, was
sich gleichermaßen bei den extralegalen
Hinrichtungen abbildete. Insgesamt er-
weisen sich ca. 47% der Beschwerden
als konkrete Fälle. Letztere wurden aller-
dings nicht eins zu eins bei den Ermitt-
lungsbehörden zur Anzeige gebracht.
Eine valide Statistik über Anklagen bzw.
Verurteilungen war bis auf wenige Aus-
nahmen nicht vorhanden.55

c) Die Anzahl der Getöteten (u. a. durch
Schüsse aus der Dienstwaffe, Strangu-
lieren) beruht auf vorsätzlichen Hand-
lungen von Beamten und nicht etwa auf
(einfachen) fahrlässigen Unglücksfällen.
Auffällig ist der Spitzenwert von zehn
Toten für 2012, wobei die Tatorte zu-
meist Polizeigewahrsame waren. Allein
2005 kamen die fünf gemeldeten Perso-
nen in diesen gefängnisähnlichen Zellen
ums Leben. Weil die Grenzen zwischen
den Folgen von harter Folter und Tod
häufig fließend sind, erscheinen ge-
sonderte Erklärungen kaum möglich.
Ebenso bestehen zwischen den Werten
für Getötete und extralegalen Hinrich-
tungen im Einzelfall Überschneidungen,
ohne dass die Ursachen identifizierbar
wären. 

d) Extralegale Hinrichtungen sind in der

Realität vorsätzliche Morde, begangen
von Polizeibeamten (insbesondere der
„Antiterroreinheiten“) aus niederen Be-
weggründen (u. a. Rache, Bestrafung,
Verachtung von Regimegegnern).56

Immerhin ist in der Türkei die Todes-
strafe seit dem 07. Mai 2005 vollkom-
men abgeschafft. Als günstige
Gelegenheiten für Hinrichtungen erga-
ben sich z.B. Festnahmen, Flucht von
Verdächtigen oder Kontrolle von Perso-
nen. Gerade in der Anfangsphase einer
polizeilichen Anordnung ereignen sich
die meisten Menschenrechtsverletzun-
gen. Häufig befinden sich die Betroffe-
nen in einem Zustand der Unklarheit,
vielleicht sogar des Schocks bzw. der
Orientierungslosigkeit. Ihre Rechte, u. a.
Verständigung von Angehörigen, Zu-
gang zu einem Rechtsanwalt, sind ihnen
oft nicht präsent oder werden rigoros
verweigert. Die Entwicklung der Daten
zeigt eine Zunahme der Hinrichtungen
von 2005 auf 2006 (ca. +45%). Eine Ur-
sache verbindet sich mit dem verschärf-
ten Antiterrorgesetz (2006) und seiner
sehr weit gefassten Definition des Ter-
rorbegriffs.57 Gerade die erweiterten Be-
fugnisse für den Gebrauch der
Dienstwaffe („falls jemand die mündliche
Verfügung zum Stehenbleiben nicht be-
folgt“) nutzten die Polizeikräfte für Men-
schenrechtsverletzungen aus.58 Ab 2009
entwickeln sich die Werte fast kontinu-
ierlich in einem dreistelligen Korridor.
Beachtlich ist, dass 2012 der Spitzen-
wert von 130 Taten wiederum erreicht
wurde. Damit bildet dieses Jahr, bezo-
gen auf die Anzahl der Getöteten (10)
wie auch der extralegalen Hinrichtun-
gen, einen negativen Gipfelpunkt. 

Erstes Zwischenergebnis: 

Die Polis hat über einen Zeitraum von zehn
Jahren Personen jeglichen Alters systema-
tisch und andauernd gefoltert und misshan-

54 Recep Tayyip Erdoğan bestritt bereits im Oktober 2004 vor der Parlamentarischen Versammlung des Europarats jeg-
liche Menschenrechtsverletzungen. In seinem Land gebe es keinerlei Folter, „weder systematische noch nicht syste-
matische“. NGOs, die dies anzweifelten, bezeichnete er als „ideologisch verblendet und unterstellte ihnen, Beziehungen
zu Terrororganisationen zu haben“. AI, Juli 2005. Der stellv. Ministerpräsident Cemil Cicek äußerte, „man müsse die
zu Gewalt neigenden Polizisten doch verstehen. Die setzen sich ja täglich mit der Bedrohung durch die PKK ausein-
ander.“ Zit. in: Spiegelonline vom 6. Dezember 2008. 

55 Türkische Gerichte sind generell sehr nachlässig beim Verfolgen und Verurteilen von Folter und anderen menschen-
rechtlichen Vergehen, sodass sich der Begriff „Kultur der Straflosigkeit“ etabliert hat. Vgl. HRW, 2010. Nach Angaben
des Justizministeriums mussten sich 2008 438 Personen wegen Folter verantworten. Im Jahr 2009 standen 707 Per-
sonen wegen Folter oder Quälen vor Gericht. Vgl. DTF, Meldungen im Juni 2011. 

56 Siehe das „14-Punkte-Programm zur Verhinderung von extralegalen Hinrichtungen“ von AI, unter http://www.amne-
sty.de/umleitung/2000/deu07/018 (25.10.2013). 

57 Vgl. Liedtke, 2013, S. 8. 
58 Der EGMR hat die Türkei im Januar 2014 wegen des Verstoßes gegen Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) zu 40.000 Euro

verurteilt, weil im September 2006 ein 19-jähriger Mann den Anweisungen der Polizei, mit seinem Motorroller zum Ste-
hen zu kommen, nicht nachkam und deshalb auf der Straße erschossen wurde. Vgl. DTN vom 15.01.2014. 
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delt. Neben den reinen Zahlen sind beson-
dere Tatumstände hervorzuheben wie Grau-
samkeit im Einzelfall, Folter gegenüber
Kindern und Jugendlichen oder Ausnutzen
von hilfloser Lage. Die Massivität dieser Will-
kür ist in den zahlreichen Berichten der NGOs
eindrucksvoll geschildert.59 Das von vielen
Motiven (u. a. keine Erfolgsaussichten, Ab-
neigung gegen Behörden, NGOs sind nicht
glaubwürdig, Familie nimmt Einfluss, Angst
vor staatlichen Repressionen, Unkenntnis von
Zuständigkeiten) bestimmte Beschwerdever-
halten von Opfern bzw. deren Angehörigen
kann angesichts der Zunahme der Werte als
Beleg für ein gestärktes Selbstbewusstsein
einer Zivilgesellschaft, aber auch als Tatsache
für das Vorhandensein u. a. von Folter be-
wertet werden. NGOs gehen von einem
hohen Dunkelfeld aus, wobei sich diese Aus-
sagen auf keine viktimologischen Forschun-
gen stützen.60 Die Datenlage zu Folter und
Misshandlungen muss allein aufgrund der
Dunkelfeldproblematik sowie der Motivkom-
plexe als zu niedrig bezeichnet werden.61 Ob-
wohl die Werte in einem dreistelligen Bereich
verblieben, genügen sie dennoch keinesfalls
rechtsstaatlichen Standards. Hinsichtlich der
extralegalen Hinrichtungen ist auf der Zeit-
achse eine Steigerung von 86 Taten (ca.
+300%) zu konstatieren. Angesichts der
hohen kriminellen Energie, die von Amtsträ-
gern gerade bei dieser Form der Willkür ein-
gesetzt wird, muss man von polizeistaatlichen
Methoden sprechen. Im Fadenkreuz der Si-
cherheitskräfte standen zu ca. 70% Personen
aus den kurdischen Provinzen. Bei der Ana-
lyse von Ursachen stehen die traditionsbe-
dingten (Folter als „Erblast“), politischen (kein
reales Interesse für die Menschenrechtslage)
und gesellschaftlichen (keine unbedingte Ab-
lehnung von Folter) Faktoren obenan. Nicht
minder müssen auch die Polizeiprobleme wie
eine starke Hierarchisierung, organisatorische

Abschottung, eine antidemokratische Polizei-
kultur mit einem fragwürdigen Corpsgeist62

sowie eine autoritäre Führungsstruktur
mit berücksichtigt werden. Auch ist zu kon-
statieren, dass die unzähligen gesetzlichen
Strafrechtsreformen (u. a. Änderung der Ver-
nehmungsvorschriften, Richtervorbehalt für
Freiheitsentziehungen) die Praxis kaum er-
reicht haben, weil u. a. die Akzeptanz dafür
fehlte. Viele dieser Defizite wurden auf Unbe-
teiligte transformiert, die als Sündenböcke
herhalten mussten. Insgesamt ergibt sich dar-
aus ein defizitäres Gemisch, welches sich zu
einer „Kultur der Gewalt“ zusammenfügte.
Dadurch wurde die breit proklamierte „Null-
Toleranz-Politik“ der Regierung ad absurdum
geführt.63

Exzessive Gewalt von Einheiten der Bereit-
schaftspolizei bei oder im Zusammenhang mit
Demonstrationen war und ist ein viel disku-
tiertes Thema in der Republik. Rechtsverlet-
zungen wurden in unterschiedlicher Form
(u. a. Misshandlungen, Gebrauch der Dienst-
waffe, übertriebener Einsatz von Reizgas64)
und mit verschiedenen Mitteln (Einsatz ge-
panzerter Fahrzeuge und von Wasserwerfern
[TOMA]) von der uniformierten Staatsmacht
begangen, wobei Kinder und Jugendliche als
Täter wie Opfer eine besondere Problematik
bildeten. Als Täter trugen sie zur Eskalation
bei, indem Polizeibeamte gezielt mit Steinen,
Molotowcocktails oder Stöcken attackiert wur-
den. Schwerwiegende Verletzungen, insbe-
sondere im Kopfbereich, oder Todesfälle
waren die Folge.65 Als Opfer wurden sie fast
automatisch misshandelt, unter Terrorver-
dacht festgenommen und anschließend in Po-
lizeihaft genommen. Eine Verurteilung zu
hohen Gefängnisstrafen schloss sich ebenso
regelmäßig an.66 Nach offiziellen Statistiken
wurden 2006 und 2007 gegen 737 Minder-
jährige Verfahren wegen des Verstoßes

59 AI-Bericht: Türkei, Systematische Folter dauert auch Anfang 2002 an, unter http://www.amnesty.de/umleitung/
2002/eur44/040 (14.09.2013).

60 Vgl. AI, Dezember 2010. 
61 Der Vorsitzende von IHD hat im März 2012 vor dem Unterausschuss der Menschenrechtskommission bekannt gege-

ben, dass von 1980 bis 2012 1.147 Tote allein in Polizeihaft/Gefängnissen zu beklagen waren. Darüber hinaus kamen
1.945 Personen durch extralegale Hinrichtungen, vorgenommen auch durch Polizeibeamte, ums Leben. Vgl. DTF, Mel-
dungen im März 2012.

62 Im Anschluss an gewalttätige Ausschreitungen in Istanbul bildeten im Dezember 2009 die eingesetzten Bereitschafts-
polizisten selbst einen Protestmarsch. Ohne Anmeldung marschierten sie durch Stadtteile Istanbuls, kritisierten die
Gewalttätigkeiten und riefen Slogans. Darüber hinaus weigerten sich Polizeieinheiten, Sicherungsdienste für PKK-
Rückkehrer zu übernehmen. Dem zuständigen Gouverneur überreichten sie eine Protestnote mit der Drohung, ihre Ob-
jektivität gegenüber den Terroristen aufzugeben. Vgl. Turkishpress vom 10.12.2009. 

63 Das im Amt des Ministerpräsidenten angesiedelte Direktorium für Menschenrechte bestätigt, dass Folter und Miss-
handlungen ein schwerwiegendes und weitverbreitetes Problem sind. Vgl. AI, Juli 2005. 

64 Die Türkische Ärztevereinigung (TTB) erhob, dass während der Gezi-Ereignisse mindestens 11.155 Teilnehmer Trä-
nengas ausgesetzt waren, 69% der Befragten davon in einer schweren Form. 788 Personen hätten Verletzungen durch
Tränengaskanister davongetragen. Vgl. DTF, Meldungen im September 2013. 

65 „So wurden bei Protesten anlässlich der 1.-Mai-Kundgebungen 2008 insgesamt 38 Personen verletzt, davon 8 Poli-
zeibeamte.“ AI, 2010. 

66 Das Komitee für Kinderrechte der UN berichtete am 20. Juli 2012 zur Lage in der Türkei und drückte die tiefe Besorg-
nis über Berichte von Misshandlung und Folter von Kindern aus, die u. a. an politischen Versammlungen teilgenom-
men haben. Vgl. AI, EUR 44/011/2010 http://www2.ohchr.org/english/bodies/crc/docs/co/CRC_C_TUR_CO_2-3.pdf
(12.09.2013).
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gegen das Antiterrorgesetz eingeleitet und
513 wegen des Verstoßes gegen Art. 314
Strafgesetzbuch (Mitgliedschaft in einer
illegalen Organisation) verurteilt.67 Die
immer noch ungelöste Kurdenfrage spielte
eine thematisch wichtige Rolle, wenn auch
abnehmend, weil die Regierung eine vielver-
sprechende Friedensinitiative („Demokratisie-
rungspaket“) initiierte, die zur Konsolidierung
beitrug. Gerade an bestimmten Symboltagen,
wie den Feiern zum kurdischen Neujahr (Ne-
wrosz) oder dem Jahrestag der Verschlep-
pung von Abdullah Öcalan, kam es zu
blutigen Zusammenstößen. Ebenso verliefen
die Kundgebungen am 1. Mai („Tag der Arbeit
und Solidarität“) der Gewerkschaftsdachver-
bände und linker zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen auf dem Taksim-Platz.68 Ab 2012
dominierten die von der Stadtgesellschaft,
den Gewerkschaften und Studenten ausge-
lösten Proteste gegen den Prozess der
„Islamisierung“ sowie die von säkularen Trieb-
kräften heftig kritisierten „Ergenekon“-Akti-
vitäten69 der Regierung bzw. Justiz. Ebenso
spielte die staatliche Korruptionsaffäre eine
bedeutende Rolle. Regelverstöße werden bis
heute nach dem fragwürdigen Antiterrorge-
setz verfolgt und mit drakonischen Strafen
(„Demonstranten werden zu Terroristen ge-
macht“)70 belegt. Auf das Alter, Geschlecht
sowie den körperlichen Zustand der jeweili-
gen Person wurde dabei kaum Rücksicht ge-
nommen.71

Die Daten des nachfolgenden Lagebildes
unterliegen den bereits angesprochenen me-
thodischen Hemmnissen. Dennoch kann die
Datenqualität (IHD72 und THIV73) insgesamt
als zufriedenstellend bezeichnet werden. Lei-
der ließen sich keine Daten für die Jahre 2003
und 2004 erheben. 

Abb. 2 Menschenrechtsverletzungen bei oder
im Zusammenhang mit Demonstrationen74

Quelle: eigene Darstellung

67 Vgl. AI, ebd. Bis zu einer Gesetzesänderung im Juli 2010 erhielten Minderjährige Haftstrafen zwischen vier und fünf
Jahren. Einige wurden zu 7,5 Jahren verurteilt.

68 In Gedenken an den gewaltsamen Tod von Gewerkschaftsmitgliedern im Jahr 1977 beharren die Gewerkschaften auf
diesem Versammlungsort, was regelmäßig zu Konflikten mit dem zuständigen Provinzgouverneur führt. Auch am 1. Mai
2008 eskalierte der Polizeieinsatz. Allein 30.000 Polizeibeamte wurden eingesetzt, um das Kundgebungsverbot durch-
zusetzen. Vgl. FES, 2008. 

69 Von „Ergenekon“, einer mutmaßlichen Untergrundorganisation, sollen Putschpläne gegen die Regierung Erdoğan vor-
bereitet worden sein. Der ehemalige Generalstabschef Hilmi Özkök bestätigte die Existenz dieser (inoffiziellen) Pläne.
Mehrere Hundert, z. T. hohe aktive und im Ruhestand befindliche Militärs sitzen bis heute in Untersuchungshaft. Vgl.
DTN vom 03.08.2012. 

70 Beispielhaft: Der Student Murat Ilikirik verbüßte eine Haftstrafe von sechs Jahren und drei Monaten, weil er im März
2006 bei einem Trauerzug für vier PKK-Mitglieder in Diyarbakır das Victory-Zeichen gemacht und im März 2007 bei
einer Protestkundgebung auf dem Campus der Dicle-Universität Beifall geklatscht hatte. HRW, November 2010.

71 HRW hat in einem Bericht vom November 2010 Ausführungen zur Anwendung von Antiterrorgesetzen sowie zur straf-
rechtlichen Verfolgung Hunderter kurdischer Demonstranten gemacht, die wie PKK-Kämpfer behandelt wurden. Vgl.
DTF vom 02.11.2010. 

72 Maßgebliche Quellen: DTF, Menschenrechte 2012. DTF vom 29.04.2010. Firat News vom 20.10.2006. DTF, Meldun-
gen im Dezember 2011. 

73 DTN vom 10.06.2012.
74 Gewaltexzesse werden oft unterschiedlich bezeichnet, für einige NGOs sind bereits kleinere Übergriffe Folter. Der

EGMR nimmt Folter jedoch nur bei vorsätzlichen großen körperlichen oder seelischen Schmerzen oder Leiden an. In
der Mehrzahl der Fälle handelt es sich „lediglich“ um Misshandlungen. 

75 Anlässe: Am 2. Oktober 2005 eröffnete die Polizei das Feuer auf eine Gruppe, die im Stadtteil Bagcilar (Istanbul) eine
Demonstration für Abdullah Öcalan veranstaltete. Dabei wurde Atilla Gecmis (25) getötet. Bei dem Versuch, die De-
monstration aufzulösen, sollen Teilnehmer der Demonstration Molotowcocktails und Steine auf die Polizisten gewor-
fen haben. Vgl. DTF 40/2005. Drei Personen wurden von der Polizei im Zusammenhang mit mehreren
Demonstrationen, bezogen auf den Anschlag von Şemdinli, getötet. 

76 Die Todesfälle waren u. a. durch gezielte Schüsse auf Demonstranten (sechsjähriges Kind und 18-jähriger Jugendlicher)
im Anschluss an eine Trauerfeier von Kämpfern des militärischen Arms der PKK Ende März/Anfang April 2006 zu ver-
zeichnen. Vgl. Oberdiek, 2007, S. 6.

77 Ein Beispiel von vielen: Neun Jugendliche, die bei einer Demonstration zum Jahrestag, an dem Abdullah Öcalan in die
Türkei zurückgebracht wurde, in Adana in Polizeigewahrsam genommen wurden, sollen gefoltert worden sein. Die Ver-
wandten der Jugendlichen wandten sich deshalb an den IHD in Adana. Vgl. DTF 08/2007. 

78 Landesweit gab es bei Demonstrationen während der kurdischen Newroz-Feiern im Zeitraum vom 20. März bis 1. April
2008 allein drei Tote und über 1.000 Festnahmen. Vgl. BAMF, April 2008. 

79 Allein 315 der misshandelten Personen kamen aus dem Osten und Südosten der Türkei. Vgl. DTF, Meldungen im
Januar 2013. 

80 Nach IHD 2012 kamen die Todesfälle durch das Abschießen von Tränengasgranaten zustande. Einer der Getöteten
war der örtliche Vorsitzende des Stadtverbandes Arnavutköy der kurdischen Partei BDP. Vgl. Nadir 2013. 

81 Ausschließlich Getötete (ohne Polizei) anlässlich der Gezi-Park-Demonstrationen.

Jahr

Gewaltexzesse

Misshandlungen Getötete

2003 - -

2004 - -

2005 - 7(75)

2006 329 44(76)

2007 180(77) 34

2008 299 35(78)

2009 565 97

2010 209 -

2011 2.314 12

2012 791(79) 4(80)

2013 4.329 4(81)

Gesamt 7.947 236
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a) Die Entwicklung der Misshandlungen
gegenüber Demonstranten war erst ab
2005 anhand konkreter Daten ablesbar.
Der Verlauf gestaltete sich insgesamt
antizyklisch. Signifikant sind die exorbi-
tanten Sprünge von 2010 zu 2011 (ca.
+1.100%) sowie 2012 zu 2013 (ca.
+550%). Diese können als ein Beleg für
den bipolar aufgeladenen Kulturkampf
zwischen säkularen und islamisch-kon-
servativen Kräften betrachtet werden,
welcher die Menschen häufig demon-
strieren ließ. Von dem Regime (Regie-
rung) einschließlich der Polizei wurden
diese Aktivitäten überwiegend als Ange-
legenheiten der Staatsräson betrachtet.
In diesem Sinne wurden nicht geneh-
migte bzw. angemeldete Versammlun-
gen fast ausnahmslos aufgelöst. Bei
Auswertung der NGO-Berichte, von Do-
kumenten der EU82 einschließlich des
EGMR83 wurde offenkundig, wie regel-
mäßig und intensiv Gewaltexzesse sei-
tens der Polis kritisiert wurden, ohne
dass immer konkrete Daten präsentiert
werden konnten (Formulierung: „Viele
wurden verletzt“). Als Hinweis für deut-
lich höhere Fallzahlen als von den
NGOs angegeben könnte die Heranzie-
hung der Anzahl der Verurteilten nach
Verstößen gegen das Demonstrations-
recht dienen. Schließlich sind einem
Justizverfahren polizeiliche Festnahmen
vorgeschaltet, die in aller Regel mit
Misshandlungen korrelierten.84 Deshalb
können auch für die Jahre 2003 bis 2005
derartige Übergriffe vorausgesetzt wer-
den.85 Auffällig waren für 2006 ein hoher

Anteil an Festnahmen aus unterschied-
lichen Gründen sowie Verbote und Auf-
lösungen von Versammlungen.86 Im Jahr
2007 fanden anlässlich bevorstehender
Parlamentswahlen viele Kundgebungen
in Großstädten statt. Auch hier gab es
zwar Hinweise auf Misshandlungen,
allerdings ohne weitere Spezifizierung.
Von 2009 auf 2010 reduzierten sich die
Fälle deutlich (ca. -48%). Mögliche Ur-
sachen: (aa) eine Gesetzesänderung
(Juli 2010), wonach sich jugendliche
Täter vor Jugendgerichten statt vor or-
dentlichen Kammern verantworten müs-
sen; (ab) Bereitschaftspolizisten trugen
seit Juli 2010 eine gut sichtbare Helm-
kennung zur Erleichterung der Identifi-
zierung;87 (ac) die Öffentlichkeit reagierte
zunehmend kritisch auf Gewaltexzesse.
Für den Anstieg der Werte von 2010 auf
2011 könnten folgende Ursachen vorlie-
gen: (ad) Aktionen der Regierung und
Justiz im Rahmen des „Ergenekon“-Ver-
fahrens sowie der Rücktritt aller Gene-
räle im Jahr 2011 ließen emotionalisierte
Kemalisten auf die islamisch beein-
flusste Polizei prallen; (ae) die psychi-
sche und physische Überlastung der
mehrheitlich jungen Einsatzkräfte entlud
sich auch gegenüber friedlichen De-
monstranten. Das Jahr 2012 erbrachte
den dritthöchsten Wert an Misshandlun-
gen, wobei die Protestthemen zunächst
gleich blieben.88 Auffällig war auch hier
die hohe Anzahl an Festnahmen und
Verhaftungen.89 Gewalttätig verliefen
ebenfalls Arbeiterproteste der Gewerk-
schaften gegen das kontroverse Bil-

82 Vertiefend: EU-Kommission 2013. 
83 Der EGMR urteilte erst im April 2012, dass die Verwendung von Wasserwerfern als Waffe ein Verstoß gegen Art. 3

EMRK und damit Folter darstellt. Grundlage war der Tod einer 75-jährigen Frau, die am 15. Februar 2012 im Zuge
einer Demonstration zugunsten des inhaftierten PKK-Führers Öcalan in Diyarbakır von einem Wasserstrahl getroffen
worden war. Vgl. DTN vom 10.06.2012. Ebenso beanstandete das Gericht den Fall des 13-jährigen Abdullah Yaşa, der
im März 2006 durch Pfeffergaspatronen schwer verletzt worden war. Die Polizei habe gezielt auf den Jugendlichen ge-
schossen und die Regelung missachtet, die Patronen im Winkel von 45º bis 50º zu verschießen. Vgl. BfV vom 17. Juli
2013.

84 Anzahl der Verurteilten nach Jahren: 2007: 3.294, 2008: 3.778, 2009: 8.251, 2010: 11.462 und im Jahr 2011 13.479
Personen. Vgl. Azad, 2013. 

85 Am 11. April 2003 kamen ca. 80 Studenten vor dem IHD in Izmir zusammen, um gegen den Krieg im Irak zu protes-
tieren. Die viermal stärkere präsente Polizei forderte die Studenten auf, auseinanderzugehen und setzte Gasbomben
und Schlagstöcke ein. Eine Gruppe der Studenten flüchtete in das Büro der AKP. Obwohl ihnen freies Geleit zugesi-
chert worden war, wurden sie beim Verlassen des Gebäudes festgenommen. Die Studenten stelltenStrafanzeige wegen
Misshandlung durch die Polizei. Die Ermittlungen wurden zunächst eingestellt. Vgl. DTF 46/2005. 

86 Bei 14 Großdemonstrationen im Zeitraum von Januar bis September 2006 in der Region Diyarbakır wurden 797 Per-
sonen festgenommen. Zwölf Demonstrationen wurden verboten. Vgl. Firat News vom 20.10.2006, entnommen: BAMF,
Oktober 2006.

87 Vgl. Schmid, 2010, S. 16. 
88 Im Dezember 2012 protestierten Kemalisten und der Atatürk-Verein gegen den „Ergenekon“-Prozess. Handgreifliche

Auseinandersetzungen wurden von den Polizeikräften mit Schlagstock, Pfefferspray und Wasserwerfern verfolgt. Vgl.
FNS 23/12, S. 12. 

89 In der ersten Jahreshälfte 2012 wurden 562 Personen festgenommen und 2.275 verhaftet. Vgl. DTN vom 10.06.2012. 
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dungsgesetz.90 Die Monate von Mai
2013 bis September 2013 waren die der
politischen Unruhen in der Türkei. Ge-
prägt von den Gezi-Park-Ereignissen,
kam der hohe Wert von 4.329 Miss-
handlungen zustande. Unter Berück-
sichtigung weiterer Gewaltexzesse,
deren Daten bis zum Redaktionsschluss
(Januar 2014) nicht vorlagen, müssen
sogar noch höhere Fallzahlen für dieses
Jahr angenommen werden. Mögliche
Ursachen: (af) Eine fast eruptive, hetero-
gene Protestkultur traf auf eine taktisch
und logistisch vollkommen überforderte
Polizei. Diese geriet in die Defensive und
schlug mit exzessiver Gewalt zurück;
(ag) der Ministerpräsident gab nicht nur
persönlich Einsatzanweisungen, son-
dern befeuerte durch seine Stellungnah-
men und pauschalen Verdächtigungen
die Konfrontationen; (ah) die überwie-
gend jungen Einsatzkräfte standen über
Wochen unter einem ständigen Druck,
der sich gegenüber Demonstranten in
offener Gewalt entlud;91 (ai) gewalttätige
Gruppen (auch staatliche Provoka-
teure?) attackierten Polizisten mit
Gegenständen und Steinen und trugen
dadurch zur Eskalation bei. Den Polizei-
führungen bleibt vorzuwerfen, dass sie
sich bewusst gegen Erlasse der Regie-
rung und das Polizeigesetz, u. a. durch
das Abfeuern von Tränengaspatronen
auf Demonstranten, gewendet hatten.92

Der Regierungschef kündigte zugleich
an, die polizeilichen Befugnisse im Ver-
sammlungs- und Strafrechtsbereich zu
erweitern, damit ein größerer Sanktions-
spielraum für den Staat vorhanden sei.93

Dahingegen hatte Staatspräsident Ab-
dullah Gül die Polizei bereits vor den
Gezi-Park-Ereignissen anlässlich seiner
Rede zum 168. Jubiläum der Polizei ul-
timativ aufgefordert, sich „nicht provo-
zieren zu lassen und nur unter
Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
prinzips Gewalt anzuwenden“.94

b) Die Entwicklung der Anzahl der Getöte-
ten zeigte sich in einem überwiegend
zweistelligen Bereich. Die Todesfälle
entstanden durch unterschiedliche
Handlungen: Einsatz der Dienstwaffe,
gezielter Einsatz von Wasserwerfer-
strahlen, gezieltes Abschießen von Trä-
nengaspatronen. Angesichts des häufig
sehr aufgeheizten Demonstrationskli-
mas mit Hasstiraden gegen staatliche
Autoritäten oder andere Gruppen liegt
die Annahme nahe, von „zwangsläufi-
gen“ Todesfällen auszugehen. Dem ist
entgegenzuhalten, dass einer demokra-
tisch und rechtsstaatlich verorteten Poli-
zei derartige Willkürhandlungen fremd
sind. Allein 236 Getötete im Zeitverlauf
sind ein Dokument für polizeistaatliche
Dimensionen. Zivile Autoritäten, u. a. die
TBMM, kamen ihrer demokratischen
Verantwortung zur Kontrolle nur unzu-
reichend nach. Ebenso „schließen die
türkischen Behörden ihre Reihen gegen-
über Beschwerden zur polizeilichen Ge-
walt“.95

Zweites Zwischenergebnis:

Die Menschenrechtsverletzungen geschahen
in einer polarisierten und z. T. hasserfüllten öf-
fentlichen Arena, die dem Kulturkampf um die
„richtige Republik“ zwischen unterschied-
lichen Triebkräften geschuldet war. Es prall-
ten legitime Bürgerinteressen auf ein immer
noch vorhandenes obrigkeitlich-ideologisches
Staatsverständnis, welches von der unifor-
mierten Polizei und zivilen Einsatztrupps re-
präsentiert wurde. Diese schützten eher nicht
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit,
sondern die Staatsräson („Knüppel des Staa-
tes“). Gesellschaftliche Heterogenität wurde
nicht als Notwendigkeit und Chance, sondern
als Gefahr für das Regime und seine Eliten
betrachtet. Hingegen haben immerhin 66%
der Bürger, insbesondere in den Zentren, die
Demonstrationsfreiheit als wichtiges Grund-
recht bezeichnet, welches in keinem Fall ein-

90 Um die Menschenmenge (500 Personen) auseinanderzutreiben, sollen Schlagstöcke eingesetzt worden sein. In den
Erklärungen nach den Protesten wurde der Einsatz von Pfefferspray als Vorsichtsmaßnahme hingestellt. Der Sicher-
heitsbegriff wird mehr und mehr verwendet, um Polizeigewalt zu erklären, so der Generalsekretär von TIHV. Vgl. DTN,
ebd. 

91 Polizisten gaben an, nicht menschenwürdig von ihrer Generalsicherheitsdirektion in Ankara behandelt worden zu sein,
und deshalb seien sie im Umkehrschluss nicht imstande, humanen Dienst zu leisten, zumal die Arbeitszeit bis zu 57
Stunden am Stück gedauert habe. „Wir wurden zu Bestien gemacht, sagte einer der Polizisten, die allesamt nament-
lich nicht genannt werden wollten, da bereits interne Untersuchungen gegen sie wegen ihrer kritischen Haltung ein-
geleitet worden seien.“ Hürriyet, zit. in: BfV vom 15. Juli 2013. 

92 Einige Einsatzbeamte wurden wegen des Abschießens der Patronen vorübergehend vom Dienst suspendiert, und
gegen sie wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet. Vgl. FES, 2013. 

93 BfV, vom 05.07.2013. 
94 DTN vom 11.04.2013. 
95 HRW vom 05.12.2008. 
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geschränkt werden darf.96 Die Datenlage zu
den Misshandlungen entwickelte sich zuse-
hends negativ, wobei das Jahr 2013 aufgrund
der Gezi-Park-Ereignisse hervorragte. Er-
schreckend war die Anzahl von 236 Toten im
Untersuchungszeitraum. Die Ursachen lassen
sich auf tradierte Konfliktlinien (u. a. Kurden-
frage, Staatsräson, Laizismus), politischen
Autoritarismus wie auch Fehlentwicklungen in
der Polizeiorganisation (u. a. Missachtung
von Normen, problematisches Grundrechts-
verständnis, psychischer und physischer
Druck auf Einsatzkräfte) zurückzuführen. Be-
züglich der Datenlage hat sich die Annahme
verdichtet, dass im Hellfeld von noch höheren
Werten auszugehen ist. Letztlich sind be-
helmte und mit Schutzmasken versehene Be-
amte nur schwer zu identifizieren – trotz einer
Kennung. Vor allem entspricht die Tötung von
Versammlungsteilnehmern dem Vollzug eines
Polizeistaates. Insgesamt hat sich damit die
„Kultur der Gewalt“ verfestigt.

5. Resümee

Der Beitrag hatte im Kern die Qualität der Um-
setzung des „Monopols legitimer Gewaltsam-
keit“ durch die türkische Polizei zum Inhalt. Es
wurde die Fragestellung verfolgt, ob sich
durch eine Missachtung von Normen sowie
einen defizitären Vollzug die Institution in
einer problematischen Beziehung zu Demo-
kratie und Rechtsstaat befindet. Ausgehend
von den Gezi-Park-Protesten und Berichten
über systematische Menschenrechtsverlet-
zungen, wurde eine empirische Analyse über
die Beschwerden und konkreten Fälle zu Fol-
ter und Misshandlungen, extralegalen Hin-

richtungen sowie Gewaltexzessen anlässlich
von Demonstrationen erstellt. Aus der Meta-
ebene betrachtet, ging es um den Prozess
der Transformation, in dem sich die Türkei be-
findet. Der Forschungsplan stützte sich auf
Daten von zwei türkischen NGOs. Danach
muss konstatiert werden, dass die türkische
Polizei von 2002 bis 2013 systematisch und
fortdauernd gegen universelle Menschen-
rechte verstieß und dabei relevante Normen
grob missachtete. Obwohl eine tiefer gehende
Ursachenanalyse hier nicht zu leisten war,
ergab sich dennoch ein vielfältiges Portfolio
von beachtenswerten Anlässen: eine verbrei-
tete Bereitschaft zur Akzeptanz von Folter und
Gewalt, eine Hypertrophie von Nationaler Si-
cherheit, eine antidemokratische Polizeistruk-
tur und -kultur sowie ein autoritativer Politikstil
der AKP-Regierung. Hinzu kamen ein Versa-
gen legislativer und behördlicher Kontrolle
sowie eine hartnäckig praktizierte „Kultur
der Straflosigkeit“ seitens der Justiz. Letztlich
entwickelte sich im Untersuchungszeitraum
eine polizeiliche „Gewaltroutine“97, die sich
zu einer „Kultur der Gewalt“ manifestierte.
Demzufolge fällt die Bewertung eindeutig
aus: Die türkische Polizei verfügt über
eine problematische Beziehung zu Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit. Die weitere
Entwicklung wird zeigen, ob und auf
welche Weise sich die Institution von der
„Repressionspolizei“ zur rechtsstaatlichen
„Bürgerpolizei“ wandelt. Damit eng verbunden
ist ein komplexer Prozess, welcher auf
die Überwindung einer deutlichen Schwäche-
periode der demokratischen Konsolidierung
des politischen Systems der Türkei gerichtet
ist. 

96 Spengler/Tröndle, KAS/Türkei 06/06, S. 5.
97 Plaggenborg, 2012, S. 252.
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